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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Verkehr mit Getreide und 
Futtermitteln (Getreidegesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


Erster Teil 

Getreide 

§ 1 

Begriffsbestimmungen 

Brotgetreide im Sinne dieses Gesetzes ist Rog- 
gen, Weizen, Spelz (Dinkel, Fesen), Emer, Ein- 
korn. Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (Bundesminister) kann 
bestimmen, daß aus Gründen der Versorgung 
vorübergehend auch andere Getreidearten als 
Brotgetreide im Sinne dieses Gesetzes gelten; an- 
dere Getreidearten sind Gerste, Hafer, Mais, 
Buchweizen. 


§ 2 

V ersor gungsplan 

Der Bundesminister stellt im Benehmen mit den 
Obersten Landesbehörden für Ernährung und 
Landwirtschaft (Obersten Landesbehörden) füi 
jedes Wirtschaftsjahr (1. Juli bis 30. Juni) im 
Rahmen eines Versorgungsplanes fest, welche 
Mengen Getreide aus der Inlandsernte und aus 
der Einfuhr für die Ernährung der Bevölkerung 
notwendig sind. 

§ 3 

Verwendung von Getreide — Aus- 
mahlung — Beimischung 

Zur Sicherstellung einer der Versorgungslage ent- 
sprechenden Verwertung des Getreides kann der 
Bundesminister bestimmen, 

1. in welchem Umfange Brotgetreide für die 
menschliche Ernährung zu verwenden ist. 
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2. welcher Ausbeutesatz bei der Verarbeitung 
des Getreides und insbesondere welche Mehi- 
typen bei der Vermahlung von Brotgetreide 
einzuhalten sind, 

3. in welchem Umfange die Mühlen inländisches 
Brotgetreide zu vermahlen haben, 

4. in welcher Mischung die bei den Mühlen an- 
fallenden Mahlerzeugnisse in den Verkehr 
zu bringen sind, 

5. welches Mischungsverhältnis von den Back- 
betrieben bei der Herstellung von Brot und 
anderen Backwaren einzuhalten ist oder 
welche Erzeugnisse beizumischen sind. 

§ 4 

Umfang der Verarbeitung 

Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Versor- 
gung der Bevölkerung mit Mehl und Brot kann 
der Bundesminister den Umfang der Vermahlung 
von Brotgetreide in den Mühlen regeln und die 
Höhe des Verarbeitungsrechtes der einzelnen 
Mühlenbetriebe festsetzen. Die Vermahlungsrege- 
lung soll so gestaltet werden, daß ein wirts^ft- 
licher Leistungswettbewerb unter den Mühlen 
möglich ist. 

§ 5 

Mühlenstelle 

(1) Für das Gebiet der Mühlenwirtschaft wird 
eine Mühlenstelle als Anstalt des öffentlichen 
Rechts gebildet. 

(2) Die Mühlenstelle hat die Aufgabe, die Be- 
stimmungen über die Vermahlungsregelung 
durchzuführen. Sie ist berechtigt, auf dem Ge- 
biet der Mühlenwirtschaft andere Aufgaben zu 
übernehmen, die ihr von den dafür zuständigen 
Stellen übertragen werden. 

(3) Organe der Mühlenstelle sind: 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat, 

3. der Beirat. 

(4) Der Vorstand vertritt die Mühlenstelle ge- 
richtlidi und außergerichtlich. Der Verwaltungs- 
rat besteht aus Vertretern der Mühlenwirtschaft. 
Ihm steht die Beschlußfassung in allen grundsätz- 
lichen Fragen zu, die zum Aufgabengebiet der 
Mühlenstelle gehören. Er beaufsichtigt den Vor- 
stand. Der Beirat besteht aus Vertretern der 
beteiligten Wirtschaftskreise. Er ist zu allen 
grundsätzlichen Fragen zu hören. 

(5) Die Mühlenstelle untersteht dem Bundes- 
minister. Dieser kann Beschlüsse des Verwal- 
tungsrates aufheben, wenn ohne eine solche Maß- 
nahme die Durchführung der Aufgaben der 
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Mühlenstelle nicht den geltenden Bestimmungen 
entsprechend gewährleistet ist. 

(6) Der Bundesminister regelt den Aufbau der 
Mühlenstelle sowie die Bildung und Zuständig- 
keit ihrer Organe im einzelnen. Dabei können 
Außenstellen der Mühlenstelle in den Ländern 
errichtet werden. 

(7) Zur Deckung der Verwaltungskosten kann 
die Mühlenstelle eine Vermahlungsabgabe bis 
1, — DM je Tonne verarbeitetes Getreide nach 
Maßgabe einer Umlageordnung erheben, die der 
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen erläßt. Die Beitrei- 
bung erfolgt nach den Vorschriften der Reichs- 
abgabeordnung und ihrer Durchführungsbestim- 
mungen. 


§ 6 

B esch wer d e ausschuß 

(1) Gegen Einzelverfügungen der Mühlenstelle 
steht dem Betroffenen binnen eines Monats nach 
ihrer Bekanntgabe die Beschwerde an einen Be- 
schwerdeausschuß zu, der beim Bundesminister 
gebildet wird. Die Beschwerde hat keine auf- 
schiebende Wirkung. In besonders begründeten 
Fällen kann die Durchführung der Verfügung 
durch den Vorsitzenden des Beschwerdeausschus- 
ses auf Antrag ausgesetzt werden. 

(2) Der Vorsitzende des Beschwerdeausschusses 
muß die Befähigung zum Richteramt haben. Die 
Beisitzer müssen den beteiligten Wirtschaftskrei- 
sen angehören. 

(3) Der Bundesminister erläßt eine Verfahrens- 
und eine Gebührenordnung sowie die weiteren 
für den Vollzug erforderlichen Bestimmungen. 

§ 7 

Einfuhr- und Vorratsstelle 

(1) Es wird eine Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Getreide und Futtermittel (Einfuhr- und Vorrats- 
stelle) als Anstalt des öffentlichen Rechts er- 
richtet. 

(2) Die Organe der Einfuhr- und Vorratsstelle 
sind: 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat. 

(3) Der Vorstand vertritt die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle gerichtlich und außergerichtlich. 

(4) Der Verwaltungsrat besteht: 

Laus zwei Vertretern des Bundesministers 
ahj Vorsitzendem und stellvertretendem Vor- 
sitzenden, 



2. aus je einem Vertreter der Bundesminister 
der Finanzen, für Wirtschaft, für Verkehr 
und für den Marshall-Plan, 

3. aus vier Vertretern der Obersten Landes- 
behörden, die der Bundesrat bestimmt, 

4. aus folgenden Vertretern der beteiligten 
Wirtschaftskreise : 

vier Vertretern der Landwirtschaft, 
einem Vertreter des Importhandels, 
einem Vertreter des Großhandels, 
zwei Vertretern der Verarbeitungsbetriebe 
einem Vertreter der Lagerhalter und 
Spediteure, 

zwei Vertretern der Verbraucher. 

Dem Verwaltungsrat steht die Beschlußfassung in 
allen grundsätzlichen Fragen zu, die zum Auf- 
gabengebiet der Einfuhr- und Vorratsstelle ge- 
hören. Er beaufsichtigt den Vorstand. Er hat 
insbesondere die Aufgabe, die Tätigkeit der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle periodisch zu überwa- 
chen, er kann sich dabei einer Treuhandstelle 
bedienen. 

(5) Die Einfuhr- und Vorratsstelle untersteht dem 
Bundesminister. Dieser kann ihr Weisungen er- 
teilen. Die Bundesregierung kann Beschlüsse des 
Verwaltungsrates auf heben. 

(6) Der Bundesminister regelt den Aufbau der 
Einfuhr- und Vorratsstelle sowie die Bildung und 
Zuständigkeit ihrer Organe im einzelnen. 

§ 8 

Aufgaben der Einfuhr- und Vorratsstelle 

(1) Wer aus dem Auslande Brotgetreide einführt 
oder aus sonstigen Gebieten in das Bundesgebiet 
verbringt, hat es spätestens bei der Zoll- oder 
Grenzabfertigung der Einfuhr- und Vorratsstelle 
zum Kauf anzubieten. Als Kaufpreis gilt der 
Einstandspreis des Einführers frei Grenze des 
Bundesgebietes zuzüglich der handelsüblichen 
Spanne, sofern nicht allgemein ein anderer Über- 
nahmepreis festgesetzt ist. 

(2) Einführer im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
über das Brotgetreide nach seiner Verbringung 
in das Bundesgebiet im eigenen oder fremden 
Namen und für eigene oder fremde Rechnung 
zur Verfügung berechtigt ist. Befindet sich der 
Verfügungsberechtigte nicht im Bundesgebiet, so 
tritt an seine Stelle der Empfänger im Bundes- 
gebiet. 

(3) Die Einfuhr- und Vorratsstelle ist zur Über- 
nahme des ihr angebotenen Brotgetreides berech- 
tigt, jedoch nicht verpflichtet, Macht sie von dem 
Übernahmerecht keinen Gebrauch, so hat sie 
hierüber dem Einführer eine Erklärung abzu- 
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geben. Die Einfuhr- und Vorratsstelle kann den 
Einführer mit der Übernahme verpflichten, das 
Brotgetreide gleichzeitig zu dem festgesetzten 
Abnahmepreis zurückzukaufen. Die Übernahme 
und die Abgabe durch die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle sind von der Umsatzsteuer befreit. 

(4) Die Einfuhr- und Vorratsstelle kann bei der 
Abgabe von Brotgetreide und bei der Erklä- 
rung, das Brotgetreide nicht zu übernehmen, 
Auflagen erteilen; sie kann dabei insbesondere 
Bestimmungen über den Zeitpunkt der Weiter- 
lieferung, über die gebietliche Verteilung und 
über den Verwendungszweck treffen. 

(5) Die Einfuhr- und Vorratsstelle hat ferner die 
Aufgabe, nach Maßgabe der im Haushalt bereit- 
gestellten Mittel eine Vorratshaltung durchzu- 
führen. Zu diesem Zweck hat sie diejenigen 
Brotgetreidemengen zu übernehmen und einzu- 
lagern, die erforderlich sind, um eine gleich- 
mäßige Versorgung zu gewährleisten und Markt- 
schwankungen nach Möglichkeit auszugleichen. 

(6) Getreide aller Art und Erzeugnisse daraus 
dürfen nur mit Zustimmung der Einfuhr- und 
Vorratsstelle nach Genehmigung durch den Bun- 
desminister und den Bundesminister für Wirt- 
schaft ausgeführt oder in sonstige Gebiete außer- 
halb des Bundesgebietes verbracht werden. 

(7) Der Bundesminister kann bestimmen, daß 
auch andere Getreidearten sowie Mehl, Grieß, 
Dunst und Backschrot, der Anbletungspflicht an 
die Einfuhr- und Vorratsstelle unterliegen oder 
Gegenstand der Vorratshaltung sind, soweit dies 
zur Sicherstellung der Versorgung erforderlich ist. 

§ 9 

Preisregelung 

(1) Die Bundesregierung kann auf Vorschlag des 
Bundesministers für inländischen Roggen und in- 
ländischen Weizen Erzeugerpreise festsetzen. 
Diese Preise sollen volkswirtschaftlich ange- 
messen sein und den allgemeinen Marktverhält- 
nissen entsprechen. 

(2) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft kann der 
Bundesminister Übernahme- und Abgabepreise 
für das von der Einfuhr- und Vorratsstelle zu 
übernehmende Brotgetreide sowie Preise und 
Preisspannen für den Weiterverkauf festsetzen, 
soweit dies erforderlich ist, um eine angemessene 
Preisgestaltung für eingeführtes Brotgetreide 
sicherzustellen. Dabei soll dem Handel die Mög- 
lichkeit des Wettbewerbs gegeben werden. 

(3) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft der Bun- 
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desminister kann Preise für Mahlerzeugnisse aus 
Getreide für Brot und Kleingebäck festsetzen 
und die zur Sicherung dieser Preise erforderlichen 
Bestimmungen, insbesondere über Verarbeitungs- 
und Handelsspannen erlassen. 


§ 10 

Frachtenausgleich 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und dem 
Bundesminister für Verkehr bestimmen, daß eine 
Frachtausgleichsregelung durchgeführt und zu 
diesem Zweck eine öffentliche Ausgleichsabgabe 
bis zu einer DM je Tonne verarbeitetes Getreide 
erhoben wird. Aus den Mitteln dieser Fracht- 
ausgleichskasse können nach näherer Bestim- 
mung des Bundesministers Frachtzusdiüsse ge- 
währt werden. Für übergebietliche Lieferungen 
kann eine zentrale Frachtausgleichskasse ge- 
bildet, für Lieferungen innerhalb der einzelnen 
Länder kann bei diesen eine Frachtausgleichs- 
kasse eingerichtet werden. 


§ 11 

Ausschuß für Getreide 

(1) Beim Bundesminister wird ein Ausschuß für 
Getreide gebildet. Dieser besteht aus 20 Mit- 
gliedern und setzt sich wie folgt zusammen: 

6 Vertreter der Landwirtschaft, 

4 Vertreter der Be- und Verarbeitungsbetriebe 
der Getreidewirtschaft, 

4 Vertreter der Handelsbetriebe der Getreide- 

wirtschaft (Handel und Ge- 
nossenschaften), 

5 Vertreter der Verbraucher, 

1 Vertreter des beim Bundesminister gebilde- 
ten wissenschaftlichen Beirates. 

(2) Der Bundesminister bestellt und entläßt die 
Mitglieder des Ausschusses. Er bestellt die Ver- 
treter der Landwirtschaft auf Vorschlag des 
Deutschen Bauernverbandes, der Be- und Ver- 
arbeitungs- und der Handelsbetriebe auf Vor- 
schlag der zuständigen berufsständischen Organi- 
sationen, die Vertreter der Verbraucher auf 
Vorschlag der Gewerkschaften und der Haus- 
frauenverbände. Der Ausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

(3) Der Ausschuß soll in allen grundsätzlichen 
Fragen auf dem Gebiete der Getreidewirtschaft, 
insbesondere in dem Fall des § 9 vor der Ent- 
scheidung über die zu treffenden Maßnahmen 
gehört werden. 
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(4) Der Ausschuß kann für bestimmte Fachge- 
biete Unterausschüsse bilden. Der Bundesminister 
kann in diese Fachausschüsse weitere Mitglieder 
berufen. 


Zweiter Teil 
Futtermittel 
§ 12 

Futtermittelbestimmungen 

(1) Die Vorschriften des Futtermittelgesetzes vom 
22. Dezember 1926 (RGBl. I S. 525) nebst den 
dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen blei- 
ben unberührt. Die Anordnung des Direktors 
der Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten über Futtermittel, Mischfuttermittel 
und Mischungen (Futtermittelanordnung) vom 
21. Juni 1949 (Amtsbl. VELF S, 148) wird auf die 
Länder Rheinland-Pfalz, Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern sowie auf den bayerischen 
Kreis Lindau erstreckt und bleibt über den 
30. Juni 1950 hinaus in Kraft. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, das 
Futtermittelgesetz und die Futtermittelanord- 
nung in der zur Zeit gültigen Fassung mit neuem 
Datum und in neuer Paragraphenfolge bekannt- 
zugeben und dabei Unstimmigkeiten zu be- 
seitigen. 

§ 13 

Sonderregelung für bestimmte Futtermittel 

Auf folgende Futtermittel sind, soweit sie aus 
aem Ausland eingeführt oder aus sonstigen Ge- 
bieten in das Bundesgebiet verbracht werden, die 
Vorschriften des § 8 entsprechend anzuwenden: 

1. Dari, Milocorn, 

2. Hirse, soweit sie zu Futterzwecken Verwen- 
dung findet, 

3. Mühlen- und Schälmühlennacherzeugnisse 
(Kleie, Futtermehle aller Art), 

4. Neben- und Nacherzeugnisse der Zucker-, 
Bier-, Malz- und Stärkeherstellung sowie 
Kartoffelflocken, 

5. feste Rückstände von der Herstellung fetter 
Öle (Ölkuchen, auch gemahlen und Ex- 
traktionsschrote) , 

6. Fischmehl, Tierkörpermehl und andere Fut- 
termittel tierischen Ursprungs, 

7. Mischungen, die aus Futtermitteln der in 
Ziffer 1 bis 6 genannten Art zusammenge- 
setzt sind oder in denen Bestandteile dieser 
Futtermittel enthalten sind. 
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§ 14 

Ausschuß für Futtermittel 

(1) Beim Bundesminister wird ein Ausschuß für 
Futtermittel gebildet. Dieser besteht aus: 

6 Vertretern der Landwirtschaft und der sonsti- 
gen Tierhalter, 

2 „ der Futtermittelhersteller, 

2 „ der Futtermittelbearbeiter und -Ver- 

arbeiter, 

2 „ des Futtermittelhandels (Handel unc 

Genossenschaften), 

2 „ der Wissenschaft und Forschung. 

(2) Die Vorschriften des § 11 Absatz 2 bis 4 sind 
entsprechend anzuwenden. 

Dritter Teil 

Allgemeine Bestimmungen 
§ 15 

Buchführung 

(1) Be- und Verarbeitungsbetriebe sowie Handels- 
betriebe der Getreide- und Futtermittelwirtschafi 
sind, wenn eine Verarbeitungsregelung oder eine 
Anbietungspflicht in diesem Gesetz festgelegt is1 
oder auf Grund dieses Gesetzes festgelegt wird, 
oder eine Preisregelung erfolgt, verpflichtet, ir 
übersichtlicher Form Bücher zu führen, die jeder- 
zeit über sämtliche Geschäftsvorgänge, insbeson- 
dere über die Einzelheiten des Erwerbs, der Lage- 
rung (getrennt nach eigenen und fremden Be- 
ständen), der Be- und Verarbeitung, der Veräuße- 
rung sowie der Vermittlung der Waren mengen- 
und wertmäßig Aufschluß geben. 

(2) Der Führung besonderer Bücher bedarf es nicht, 
wenn in Betrieben mit ordnungsgemäßer Geschäfts- 
und Betriebsbuchhaltung die erforderlichen An- 
gaben aus diesen Unterlagen jederzeit einwandfrei 
und übersichtlich hervorgehen. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
entsprediend für Lager- und Speditionsbetriebe, 
soweit diese Erzeugnisse der Getreide- und Futter- 
mittelwirtschaft lagern oder befördern. 

§ 16 

Meldepflicht 

(1) Handelsbetriebe sowie Be- und Verarbeitungs- 
betriebe, die inländisches Getreide vom Erzeugei 
erwerben, sind verpflichtet, die übernommener 
Mengen zu melden. 

(2) Mühlen, Schälmühlen und Mälzereien können 
verpflichtet werden, ihre Verarbeitung und ihre 
Vorräte an Getreide und Getreideerzeugnissen 
(Mühlenerzeugnisse und Malz) zu melden. Andere 
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Be- und Verarbeitungsbetriebe sowie Handels- 
betriebe der Getreide- und Futtermittelwirtschaft 
können verpflichtet werden, ihre Vorräte an Ge- 
treide zu melden. 

(3) Die weiteren für den Vollzug erforderlicher 
Bestimmungen erläßt der Minister. Den Obersten 
Landesbehörden obliegt die Durchführung und 
Überwachung der Maßnahmen nach den Absätzen 
1 und 2. 

§ 17 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister imd die Obersten Landes- 
behörden sind auskunftsberechtigte Stellen im 
Sinne der Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 (RGBl. I S. 699 und S, 723). 

(2) Der Bundesminister oder die Obersten Landes- 
behörden können bestimmen, daß auch andere 
Stellen, die von ihnen mit der Durchführung dieses 
Gesetzes und der dazu ergehenden Durchführungs- 
bestimmungen beauftragt werden, auskunfts- 
berechtigt im Sinne des § 1 der Verordnung über 
Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 sind. 

(3) Für das Auskunfts verlangen und die Auskunfts- 
pflicht gelten- die Bestimmungen der Verordnung 
über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 mit Aus- 
nahme des § 4 Absatz 2 imd des § 6. 

§ 18 

Verschwiegenheitspflicht 

Die Mitglieder des Ausschusses für Getreide (§ 11) 
und des Ausschusses für Futtermittel (§ 14) 
sowie die Mitglieder der Organe der 
Mühlenstelle (§ 5) und der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle (§ 7) sind, vorbehaltlich der Dienstbericht- 
erstattung und der Anzeige von Gesetzwidrig- 
keiten, verpflichtet, über Einrichtungs- und Ge- 
schäftsverhältnisse, die durch ihre Tätigkeit im 
Rahmen des Gesetzes oder der darauf beruhenden 
Bestimmungen zu ihrer Kenntnis gelangen, Ver- 
schwiegenheit zu beachten und sich der Mitteilung 
und der Verwertung von Geschäfts- und Betriebs- 
geheimnissen zu enthalten. Soweit sie nicht Be- 
amte sind, sind sie auf gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten nach § 1 der Verordnung ge- 
gen Bestechung und Geheimnisverrat nicht- 
beamteter Personen in der Fassung vom 22. Mai 
1943 (RGBl. I S. 351) zu verpflichten. 

§ 19 

Befugnisse der Länder 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft die ihm in 
diesem Gesetz erteilten Ermächtigungen zum Er- 
laß von Rechtsverordnungen auf die Obersten 
Landesbehörden übertragen. 
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Vierter Teil 

Straf- und Schlußbestimmungen 
§ 20 

Strafbestimmung 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. die Anbietxmgspflicht nach § 8 Absatz 1 
oder nach § 13 oder die Buchführungspflicht 
nach § 15 oder die Meldepflicht nach § 16 
verletzt, 

2. Getreide oder Futtermittel der in § 13 auf- 
geführten Art ohne Zustimmung der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle ins Ausland aus- 
führt oder in sonstige Gebiete außerhalb 
des Bundesgebietes verbringt, 

3. Auskünfte, zu denen er nach § 17 ver- 
pflichtet ist, ganz oder teilweise verweigert 
oder nicht in der gesetzten Frist erteilt oder 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht, 

4. die Einsicht in Geschäftsbriefe, Geschäfts- 
bücher oder sonstige Unterlagen oder die 
Besichtigung oder die Untersuchung von 
Betriebseinrichtungen oder Räumen den Be- 
auftragten der auskunftsberechtigten Stellen 
(§17 Absatz 1 und 2) verweigert oder sie da- 
bei behindert, 

5. Bestimmungen oder Einzelverfügungen zu- 
widerhandelt, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen sind, sofern diese ausdrücklich auf 
die Strafbestimmungen dieses Gesetzes ver- 
weisen, 

wird, sofern die Zuwiderhandlung eine Wirt- 
schaftsstraftat ist, mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. Ist die Zuwiderhandlung eine Ordnungs- 
widrigkeit, so kann eine Geldbuße festgesetzt 
werden. 

(2) Ob eine Zuwiderhandlung im Einzelfalle eine 
Wirtschaftsstraftat oder eine Ordnungswidrigkeit 
ist, bestimmt sich nach § 6 Absatz 2 und 3 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes vom 26. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 193). Die §§ 25 bis 53 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes sind anzu wenden. 

(3) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Zweiten Buches und die §§ 100 und 101 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes. Der Bundesminister bestimmt 
die für das Bußgeldverfahren zuständige Stelle 
und nimmt die Befugnisse aus § 94 des Wirtschafts- 
strafgesetzes wahr. 

§ 21 

Ausschluß von Zuteilungen 

Be- und Verarbeitungs- sowie Handelsbetriebe der 
Getreide- und Futtermittelwirtsdiaft, die wegen 
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einer vorsätzlich begangenen Wirtschaftsstraftat 
rechtskräftig bestraft worden sind, können von der 
Zuteilung von Getreide und Erzeugnissen daraus 
sowie von Futtermitteln der in § 13 genannten Art 
auf Zeit oder auf Dauer ausgeschlossen werden. 
Der Bundesminister bestimmt die für die Anord- 
nung dieser Maßnahme zuständige Stelle. 

§ 22 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1950 in Kraft und 
am 30. Juni 1952 außer Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
entgegenstehende Bestimmungen außer Kraft, ins- 
besondere 

1. das Maisgesetz vom 26. März 1930 (RGBl. I 
S. 88) in der Fassung vom 5. Oktober 1934 
(RGBl, I S. 919) und vom 28. Februar 1936 
(RGBl, I S. 131) nebst den Ausführungs- 
foestimmungen, 

2. das Gesetz zur Ordnung der Getreidewirtschaft 
vom 27. Juni 1934 (RGBl. I S. 527), 

3. die Verordnung zur Ordnung der Getreide- 
wirtschaft vom 10. Juli 1935 (RGBl. I S. 1006) 
in der Fassung vom 10. Juli 1936 (RGBl. I 
S. 544) vom 26. Juni und 28. Juni 1937 (RGBl. I 
S. 700, 702), • vom 11. Februar, 29. Juni und 
7. Juli 1938 (RGBl. I S. 192, 711, 837) und vom 
30. Juni 1939 (RGBl. I S. 1102), 

4. die Verordnung zur Sicherstellung des Brot- 
getreidebedarfs vom 5. Juli 1942 (RGBl. I 

S. 443) in der Fassung vom 22. Juni 1943 
(RGBl. I S. 364), 

5. die Verordnung über die Herstellung von 
Mischfuttermitteln vom 22. Dezember 1937 
(RGBl. I S. 1410), 

6. die Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
schaftung von Getreide und Futtermitteln und 
sonstigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
vom 7. September 1939 (RGBl. I S. 1705), 

7. die Anordnungen der früheren Hauptvereini- 
gung der deutschen Getreide- und Futter- 
mittelwirtschaft und der Getreidewirtschafts- 
verbände, 

8. die Bekanntmachung Nr. 116 Verordnung über 
die Errichtung von Vorrats- imd Einfuhr- 
stellen des Zentralamtes für Ernährung und 
Landwirtschaft vom 17. August 1946 (Amts- 
blatt für Ernährung und Landwirtschaft Nr. 2). 

(3) Verweisungen auf Vorschriften, die nach Ab- 
satz 2 außer Kraft getreten sind, gelten als Ver- 
weisungen auf die entsprechenden Bestimmungen 
dieses Gesetzes und seiner Durchführungs- 
bestimmungen. 
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Begründung 


Die Versorgung der Bevölkerung mit dem wichtigsten Nahrungs- 
mittel „Brot“ ist von so entscheidender Bedeutung, daß keine ver- 
antwortungsbewußte Staatsführung sich dieser Aufgabe entziehen 
Kann. Dies beweist das Beispiel der geschichtlichen Entwicklung vom 
frühesten Altertum bis zur Gegenwart. Schon in vorgeschichtlicher Zeit 
und später in Ägypten, in Griechenland und im alten Rom kommt der 
Einfluß des Brotgetreides auf die Gesamternährung der Bevölkerung 
und damit auch auf den Bestand der einzelnen Völker deutlich zum 
Ausdruck. Aus Gründen der Selbsterhaltung war der Staat jeweils 
gezwungen, eigene Maßnahmen zu treffen und zur Verhütung von 
Hungersnöten Vorräte an Getreide anzusammeln, für die notwendige 
Einfuhr zu sorgen, Ausfuhrverbote zu erlassen oder sogar die gesamte 
Getreidebewirtschaftung selbst in die Hand zu nehmen (Getreide- 
monopol). Im Leben vieler Völker waren Aufstieg und Untergang 
verbunden mit der Frage der Getreidepolitik. Diese Vorrangstellung 
des Getreides, die einmal auf seiner Bedeutung als Grundnahrungs- 
mittel und zum anderen auf der Tatsache der fast unbegrenzten Halt- 
barkeit und Lagerfähigkeit beruht, hat sich über das Mittelalter bis 
in die neueste Zeit durchgesetzt und erhalten. Auch in der Gegenwart 
wird sie durch Sonderregelungen in fast allen Staaten erneut 
bestätigt. 

Wenn schon diese Frage in anderen Ländern und in früheren Zeiten 
bei wirtschaftlich und politisch ausgeglichener Gesamtlage eine aus- 
schlaggebende Rolle gespielt hat, so muß das in noch viel stärkerem 
Maße für unsere derzeitigen Verhältnisse gelten. Im früheren Reichs- 
gebiet konnte der Bedarf an Brotgetreide noch nie voll aus der eige- 
nen Erzeugung gedeckt werden. Je nach Ausfall des häufig schwan- 
kenden und daher ungewissen Ertrages der Inlandsernte mußte auch 
in den besten Erntejahren noch eine Fehlmenge von 10 — 15 Vo des 
Bedarfes aus dem Auslande eingeführt werden. Nach Abtrennung 
der Ostgebiete, der eigentlichen „Kornkammer Deutschlands“, ist 
dies Verhältnis noch sehr viel ungünstiger geworden. Hinzu kommt 
noch, daß im Gebiet der westdeutschen Bundesrepublik neben der 
ursprünglichen Bevölkerungszahl noch die große Masse der Ostflücht- 
linge auf viel zu engem Raum mitversorgt werden muß. Die Folge 
davon ist, daß wir heute nicht einmal die Hälfte unseres Brotgetreide- 
bedarfes aus eigener Ernte aufbringen können, so daß mehr als 
50 V. H. eingeführt werden müssen. 

Was dies für uns bedeutet, wird mit erschreckender Deutlichkeit klar, 
wenn man sich vor Augen führt, welche Gefahren allein durch poli- 
tische Auseinandersetzungen, durch einen Streik oder durch Ver- 
kehrsbehinderungen irgendwelcher Art jederzeit zwangsläufig 
heraufbeschworen werden können. Die Zeit liegt noch nicht weit 
zurück, als die verspätete Ankunft eines einzigen Getreideschiffes die 
Versorgung gerade der größten Zuschußgebiete unmittelbar ge- 
fährdete. Dieser Zustand, der sehr schnell wieder eintreten kann, 
läßt sich nur dann ändern, wenn wir wirtschaftlich selbständig und 
völlig frei unseren Bedarf auf dem Weltmarkt selbst decken können 
und wenn alle verfügbaren Mittel eingesetzt werden, um zu erreichen, 
daß die inländische Erzeugung im Interesse der Einsparung von De- 
visen und Subventionen gesteigert wird. Beide Vorbedingungen sind 
noch nicht restlos erfüllt. Die ersten Erfolge der bisherigen Maß- 
nahmen im Inlande liegen zwar vor in den Ernteziffern der letzten 
Jahre, die erkennen lassen, daß die durch die Kriegsfolgen bedingte 
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Ertragsminderung schon zu einem wesentlichen Teil wieder wett 
gemacht werden konnte. 

Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, daß die überdurch- 
schnittlich gute Getreideernte des letzten Jahres in erster Linie 
auf den außergewöhnlichen Witterungs verlauf zurückzuführen 
ist und daß trotz der einmaligen Rekordernte in diesem Jahr 
noch mehr als die Hälfte des Getreides aus dem Auslande ein- 
geführt werden mußte. Bei dieser Sachlage würde es schon als ein 
Erfolg angesehen werden müssen, wenn in den nächsten Jahren bei 
weniger günstigen Witterungsverhältnissen die Höhe des dies- 
jährigen Ernteertrages wieder erreicht werden würde. Daraus geht 
hervor, daß selbst unter Berücksichtigung aller Möglichkeiten einer 
Erzeugungssteigerung unsere wirtschaftlich bedenkliche und politisch 
für die Zukunft fast unerträgliche Auslandsabhängigkeit in der Brot- 
getreideversorgung nur unwesentlich gemildert werden könnte, und 
zwar um so weniger, als mit einem noch stärkeren Ansteigen der 
Flüchtlingsziffern aus dem Osten gerechnet werden muß. Unsere 
Lage wird also in jedem Falle auch unter den günstigsten Umständen 
zumindest noch für einen längeren Zeitraum durch eine kaum noch zu 
überbietende Unsicherheit gekennzeichnet. 

Diese Erkenntnis zwingt dazu, daß seitens des Staates die un- 
bedingt notwendigen Maßnahmen zur Sicherung des Brotgetreide- 
bedarfes getroffen werden. ' Das sicherste Mittel hierfür wäre 
die Übernahme des vollen Getreidemonopoles durch den Staat. 
Andererseits kann es jedoch keinem Zweifel unterliegen, daß 
an dem bestehenden Grundsatz einer möglichst freien Wirt- 
schaftsentwicklung festzuhalten ist und deshalb staatliche Ein- 
griffe sich in den Grenzen halten müssen, die vom Standpunkt 
der Ernährungssicheruhg als Mindestmaß geboten erscheinen, 
um einen gesunden Leistungswettbewerb zu erhalten und zu 
fördern, nicht zuletzt im Hinblick auf das im allgemeinen Interesse 
erstrebenswerte Fernziel einer allmählichen Auflockerung im Rah- 
men der sich später ergebenden Möglichkeiten. Wir können nur 
äußerst sparsam wirtschaften und dürfen deshalb nicht mehr Ge- 
treide einführen, als in Verbindung mit der eigenen Erzeugung für 
die Versorgung der Bevölkerung dringend benötigt wird. Schon jetzt 
muß bei allen Planungen in Rechnung gestellt werden, daß mit 
Ablauf der Marshall-Plan-Hilfe im Jahre 1952 alle Einfuhren von 
uns selbst mit dem Erlös unserer Ausfuhren zu bezahlen sind. In 
preislicher Hinsicht ergibt sich insofern eine besondere Schwierigkeit, 
als ein einheitlicher Weltmarktpreis bei den bestehenden Spannungen 
sich noch nicht gebildet hat und in absehbarer Zeit auch kaum er- 
wartet werden kann. 

In Anbetracht der derzeitigen Lage und der voraussichtlichen Ent- 
wicklung in der nächsten Zeit kann das Ziel einer volkswirtschaftlich 
vernünftigen und den tatsächlichen Verhältnissen angepaßten Ver- 
sorgungsregelung bei größtmöglichster Sparsamkeit und gleich- 
zeitiger Steigerung unserer eigenen Produktionsleistung nur dann 
erreicht werden, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Die Getreideeinfuhr muß überwacht und in Verbindung mit 
einer ausreichenden Vorratshaltung dem 
jeweiligen Bedarf entsprechend gesteuert werden. 

2. Zum Schutze der deutschen Wirtschaft — vom Erzeuger bis 
zum Verbraucher — müssen die Schwankungen des Weltmark- 
tes auf gefangen und ausgeglichen werden durch Festset- 
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zung stabiler Preise für inländisches Ge- 
treide. 

3. Eine gleichmäßige Versorgung in allen Gebieten und während 
des gesamten Ablaufs des Wirtschaftsjahres muß durch eine 
Vermahlungsregelung in den Mühlen sichergestellt 
werden, da kein anderes Mittel in gleicher Weise zur Lenkung, 
Verteilung und Anpassung an den jeweiligen Bedarf geeignet 
ist. Gleichzeitig ist aus Gründen einer sparsamen Rohstoff- 
verwendung die Ausmahlung des Getreides durch 
Festsetzung bestimmter Mehltypen zu regeln. 

Die vorstehend ausgegebenen Maßnahmen bedürfen zu ihrer Durch- 
führung einer ausreichend gesicherten Rechtsgrundlage. Diesem 
Zweck soll das im Entwurf beigefügte Getreidegesetz dienen. Zum 
Inhalt des Gesetzentwurfes im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Versorgungsplan (§ 2) 

Ausgangspunkt für alle Überlegungen und Entscheidungen auf dem 
Gebiete der Getreidewirtschaft ist der jeweils für das laufende Wirt- 
schaftsjahr aufzustellende Versorgungsplan des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister). Durch 
diesen Plan wird insbesondere festgelegt, in welchem Rahmen der 
Bedarf aus der Inlandsernte und aus Einfuhren gedeckt wird. 

Verwendung von Getreide — Ausmahlung — Beimischung (§ 3) 

Der Bundesminister muß auf Grund gesetzlicher Ermächtigungen in 
der Lage sein, für die Ausmahlung des Brotgetreides bestimmte 
Grenzen festzusetzen und im Falle eines besonderen Notstandes 
sicherzustellen, daß Brotgetreide nur für die menschliche Ernährung 
und nicht für andere Zwecke, z. B. zur Verfütterung oder zum Ver- 
brennen, verwendet wird. Weiterhin ist Vorsorge zu treffen, daß die 
inländische Brotgetreideernte in möglichst großem Umfange für den 
Verbrauch nutzbar gemacht und zu diesem Zweck erforderlichenfalls 
eine Verpflichtung zur Aufnahme und Beimahlung von Inlands- 
getreide zum ausländischen Getreide ausgesprochen wird. Schließlich 
besteht die Möglichkeit, daß die jeweilige Lage ein Vermischen der 
Mahlerzeugnisse in den Mühlen oder Backbetrieben oder eine Bei- 
mischung anderer Erzeugnisse bei der Herstellung von Brot erforder- 
lich macht. 

Verarbeitungsregelung der Mühlen (§§ 4 bis 6) 

Eine gesicherte Unterbringung der Inlandsernte und eine einheitliche 
Lenkung des eingeführten Getreides läßt sich nur dann erzielen, wenn 
eine Vermahlungsregelung durch Kontingentierung der 
einzelnen Mühlen vorgenommen wird. Es ist bezeichnend, daß die 
meisten unserer Nachbarländer — u. a. auch die Schweiz und Frank- 
reich — sich gleichfalls zu einer solchen Maßnahme entschließen 
mußten. Wir werden für die nächste Zeit kaum einen anderen Weg 
wählen können. Ob allerdings auch in späterer Zukunft eine derartige 
Regelung endgültig beibehalten werden muß, bleibt abzuwarten. Mit 
dieser Frage wird man sich zu gegebener Zeit erneut auseinander- 
setzen müssen. In der Übergangszeit soll nicht durch eine unabänder- 
lich starre Kontingentsfestsetzung der notwendige Leistungswett- 
bewerb ausgeschlossen oder unnötig behindert werden, sondern es 
soll im Gegenteil durch besondere Maßnahmen eine Wettbewerbs- 
ordnung unter den Mühlen ermöglicht werden. Zur Durchführung 
und Überwachung dieser Maßnahmen ist eine Mühlenstelle 
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vorgesehen, die als Anstalt des öffentlichen Rechts gebildet wird, 
ohne daß eine freiwillige oder eine Zwangsmitgliedschaf t der einzelnen 
Mühlenbetriebe daraus entsteht. Die Mühlenstelle als bundes- 
unmittelbare Einrichtung mit Außenstellen in den Ländern soll be- 
rechtigt sein, neben den gesetzlich auf sie übertragenen Aufgaben 
andere mühlenwirtschaftliche Aufgaben zu übernehmen, soweit die 
dafür zuständigen Stellen des Bundes und der Länder sie damit be- 
auftragen. Die Organe der Mühlenstelle sollen so eingerichtet wer- 
den, daß die Wirtschaft selbst entsprechend ihrer Beteiligung an 
diesen Aufgaben zur Wahrung des Grundsatzes der Selbstverwaltung 
vertreten ist. Der Vorstand soll kollegial zusammengesetzt werden. 
Der Verwaltungsrat, dem die Aufsicht über die Geschäftsführung 
des Vorstandes und die Beschlußfassung in allen grundsätzlichen 
Fragen zusteht, setzt sich aus Vertretern der Mühlenwirtschaft zu- 
sammen. Im Beirat, der vor der Entscheidung in allen grundsätz- 
lichen Fragen zu hören ist, sind außer der Mühlenwirtschaft die ande- 
ren Wirtschaftsgruppen vertreten, zu deren Aufgabengebiet die Ver- 
sorgung mit Getreide- und Mahlerzeugnissen aus Getreide gehört, 
vor allem die Landwirtschaft, der Getreide- und Mehlhandel, Back- 
betriebe, Teigwarenhersteller usw. Die Mühlenstelle untersteht der 
Weisungsbefugnis des Bundesministers. Dieser ist insbesondere be- 
rechtigt, Beschlüsse, die mit den festgelegten Grundsätzen nicht in 
Einklang stehen, oder die Durchführung der Aufgaben der Mühlen- 
stelle gefährden, aufzuheben. Die für die Mühlenstelle entstehenden 
Verwaltungskosten werden durch eine Vermahlungsabgabe gedeckt. 
Eine zusätzliche geldliche Belastung tritt dadurch nicht ein, da diese 
Abgabe bisher bereits in gleicher Höhe erhoben worden ist und der ent- 
sprechende Betrag als Bestandteil der geltenden Preisberechnung 
berücksichtigt worden ist. Die näheren Einzelheiten über den Aufbau 
der Mühlenstelle werden in einer Durchführungsverordnung vom 
Bundesminister geregelt. Gegen Entscheidungen und Einzelver- 
fügungen der Mühlenstelle ist als Rechtsbehelf die Anrufung eines 
Beschwerdeausschusses vorgesehen. Die allgemeine Zu- 
ständigkeit der Verwaltungsgerichte wird dadurch nicht berührt. • 

Einfuhr- und Vorratsstelle (§§ 7 und 8) 

Das eingeführte Getreide muß einer zu diesem Zweck errichteten — 
allerdings in ähnlicher Form jetzt schon bestehenden — Einfuhr- und 
Vorratsstelle angeboten werden. Diese kann das ausländische Ge- 
treide entweder zur Weiterlieferung freisteilen, gegebenenfalls mit 
Auflagen, insbesondere über Zeitpunkt, gebietliche Verteilung, Ver- 
wendungszweck sowie Zuweisung an bestimmte Verarbeitungs- 
betriebe. Die Einfuhr- und Vorratsstelle kann das angebotene Ge- 
treide auch selbst übernehmen, um es einzulagern und zur gegebenen 
Zeit dem Markte wieder zuzuführen. Um das innerdeutsche Preis- 
gefüge vor allzu starken Erschütterungen zu bewahren, erhält die 
Einfuhr- und Vorratsstelle die Berechtigung, den Einführer bei der 
Übernahme des Getreides zu verpflichten, es gleichzeitig zu einem 
besonders festgesetzten Preis zurückzukaufen. Die Ausfuhr von Ge- 
treide bedarf in jedem Falle der Zustimmung der Vorrats- und Ein- 
fuhrstelle. Zur Bildung eines ausreichenden Vorratsbestandes hat die 
Einfuhr- und Vorratsstelle ferner die Aufgabe, Inlandsgetreide zur 
Entlastung des Marktes aufzukaufen, um Versorgungsstörungen zu 
vermeiden und Preisschwankungen auszugleichen. Über die Not- 
wendigkeit der Einrichtung einer Einfuhr- und Vorratsstelle zur 
Durchführung der genannten Aufgabe besteht volle Übereinstim- 
mung der genannten Stellen der Verwaltung und der Wirtschaft. Für 
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den Aufbau der Einfuhr- und Vorratsstelle sowie für die Bildung und 
Zuständigkeit ihrer Organe gilt dasselbe wie für die Mühlenstelle mit 
der Maßgabe, dem Verwaltungsrat neben Vertretern der beteilig- 
ten Wirtschaftskreise zwei Vertreter des Bundesministers, je ein 
Vertreter der Bundesminister für Wirtschaft, der Finanzen, für Ver- 
kehr und für den Marshall-Plan, sowie vier vom Bundesrat zu be- 
stimmende Vertreter der Länder angehören. 

Preisregelung (§ 9) 

Eine freie Preisentwicklung ohne irgendwelche Bindungen ist aus 
den bereits dargelegten Gründen bei Brotgetreide für die nächste Zeit 
noch nicht möglich. Es ist davon auszugehen, daß die Bundesregierung 
die Grundpreise für Getreide festgelegt und^daß alle weiteren sich 
darauf aufbauenden Preise für Mahlerzeugnisse aus Getreide und 
Brot auch vom Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft festgelegt werden können. Für ausländisches 
Getreide, das von der Einfuhr- und Vorratsstelle übernommen 
wird, kann der Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft allgemein Übernahme- und Abgabepreise 
anordnen, sofern dies für eine angemessene Preisgestaltung von In- 
lands- und Auslandsgetreide notwendig erscheint. 

Fracht ausgleich (§ 10) 

Die Beförderung von Getreide von den Überschuß- zu den Bedarfs- 
gebieten ist vielfach nur mit Hilfe von Frachtzuschüssen möglich. Es 
muß deshalb eine Frachtausgleichsregelung und dazu die Erhebung 
einer Ausgleichs ab gäbe vorgesehen werden zur Bildung einer 
Frachtausgleichskasse, aus der Frachtzuschüsse für bestimmte Fälle 
gewährt werden können. Auch diese Ausgleichsabgabe macht weder 
eine Preiserhöhung erforderlich, noch belastet sie die davon betroffe- 
nen Betriebe, da der in Aussicht genommene Betrag ebenso wie die 
an die Mühlenstelle zu entrichtende Vermahlungsabgabe bereits in 
die bestehende Preisberechnung einbezogen ist. 

Ausschuß für Getreide (§ 11) 

In allen grundsätzlichen Fragen der Getreidewirtschaft soll ein Aus- 
schuß, der sich aus Vertretern aller beteiligten Wirtschaftskreise zu- 
sammensetzt, beratend mitwirken und vor wichtigen Entscheidungen 
gehört werden. Besonders hervorgehoben und ausdrücklich vor- 
gesehen ist diese Beteiligung im Falle der Festsetzung von Preisen. 
Für die einzelnen Fachgebiete werden Unterausschüsse gebildet, die 
in erweiterter Besetzung zur fortlaufenden Mitarbeit bei wichtigen 
Fragen ihres Aufgabenbereiches herangezogen werden. 

Futtermittel (§§ 12 bis 14) 

Die augenblicklich gültigen Vorschriften des Futtermittelgesetzes und 
der Futtermittelanordnung bleiben bis auf weiteres bestehen. Dies 
gilt vor allem für die Futtermittelanordnung, die mit dem 30. Juni 
1950 außer Kraft treten würde, und die deshalb über diesen Zeitpunkt 
hinaus verlängert werden muß. Zum besseren Verständnis der be- 
stehenden Vorschriften ist die Bekanntgabe der nunmehr gültigen 
Fassung dieser Bestimmungen in Aussicht genommen. Im übrigen 
wird unabhängig hiervon eine sachliche Neubearbeitung und Zusam- 
menfassung sämtlicher Vorschriften der Futtermittel Wirtschaft vor- 
bereitet. Für die näher bezeichneten Futtermittel (§ 13) muß, da hier- 
für dieselben Gesichtspunkte maßgebend sind, wie für Brotgetreide, 
eine entsprechende Ein- und Ausfuhrregelung getroffen werden. 
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Auch für die Bildung eines Futtermittelausschusses mit entsprechend 
gegliederten Fachausschüssen gilt das gleiche. 

Allgemeine Bestimmungen (§§ 15 bis 19) 

Die Vorschriften über Buchführungs - und Meldepflich- 
ten sowie über die Verpflichtung der Betriebe zur Auskunfts- 
erteilung und der Verwaltungsstellen zur Verschwiegen- 
heit sind so gehalten, daß die Einhaltung und Überwachung der 
Bestimmungen der Getreide- und Futtermittelwirtschaft aus- 
reichend gesichert wird, ohne die Durchführung dieser Aufgabe un- 
nötig zu erschweren. Die Befugnisse der Länder sind be- 
sonders festgelegt, vor allem hinsichtlich der Ermächtigung zum Er- 
laß von Durchführungsbestimmungen. Die weitergehende allgemeine 
Berechtigung der Länder auf Mitwirkung beim Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen sowie bei der Durchführung von gesetzlichen Vorschriften 
ergibt sich im übrigen aus dem Grundgesetz. 

Straf- und Schlußbestimmungen (§§ 20 bis 22) 

Die Strafbestimmungen erfassen die sich im einzelnen aus 
dem Gesetz selbst ergebenden Tatbestände. Nicht als Strafmaßnahme, 
sondern aus erzieherischen Gründen sowie zur Vorbeugung und ab- 
schreckenden Wirkung ist der Ausschluß von Rohstoffzuteilungen 
gesondert im Gesetz festgelegt. Diese Zuteilungssperre ist 
jedoch, um die Gefahr einer mißbräuchlichen Anwendung auszu- 
schließen, beschränkt auf die Fälle, in denen ein Betrieb wegen einer 
vorsätzlich begangenen Wirtschaftsstraftat rechtskräftig verurteilt 
worden ist. Als Zeitpunkt des I n k r a f 1 1 r e t e n s ist der 1. Juli 1950 
festgesetzt, da mit diesem Termin das neue Wirtschaftsjahr beginnt. 
Die weitere Entwicklung läßt sich angesichts der allgemein unsiche- 
ren Lage zur Zeit noch nicht übersehen. Es erscheint deshalb zweifel- 
haft, ob es zweckmäßig ist, die Geltungsdauer des Gesetzes von 
vornherein zu befristen. Die augenblicklichen Verhältnisse dürften 
bis zum Ablauf des Marshall-Planes im Jahre 1952 kaum eine wesent- 
liche Änderung erfahren, so daß aller Voraussicht nach zumindest 
bis dahin das Gesetz bestehen bleiben muß. Aus diesem Grunde ist 
vorläufig als Endtermin der 30. Juni 1952 eingesetzt worden. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 

Bonn, den 12. Mai 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 

Unter Bezugnahme auf das Schreiben ^ BK 1094/50 -vom 28. April 1950 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner 
Sitzung am 12. Mai 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit 
Getreide und Futtermitteln (Getreidegesetz) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

In Vertretung: 

Fecht 
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Deutsdier Bundesrat 
Sekretariat 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr 
mit Getreide und Futtermitteln (Ge- 
treidegesetz) 

1. § 3 Ziffer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. in welchem Umfange Brotgetreide für andere Zwecke als für 
die menschliche Ernährung verwendet werden darf,“ 

Begründung: 

Es handelt sich um eine rein stilistische Änderung. 

2. a) Der bisherige § 4 wird Absatz 1 dieses §, und es wird als neuer 

Satz 3 eingefügt: 

„Bei der Vermahlungsregelung soll weiterhin den Interessen 
der heimatvertriebenen Müller Rechnung getragen werden.“ 

Begründung: 

Der Entwurf des BELF von Durchführungsbestim- 
mungen zu § 4 sieht bereits Vorschriften vor, durch 
die den Interessen der Tieimatvertriebenen Müller 
bei der Festlegung der Vermahlungskontingente 
Rechnung getragen werden soll. 

Er erscheint notwendig, diese Tatsache bereits im 
Gesetz selbst zum Ausdruck zu bringen. 

b) § 4 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Die Vorschriften des Absatz 1 können entsprechend auf 
andere Verarbeitungsbetriebe der Getreidewirtschaft erstreckt 
werden.“ 


Begründung: 

Zur sachgemäßen Durchführung der Getreide- 
marktordnung kann es sich als notwendig er- 
weisen, nicht nur eine Vermahlungsregelung für 
Brotgetreide, sondern auch eine Verarbeitungs- 
regelung für die übrigen Getreideprodukte zu 
treffen. 

3. § 5 Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie ist berechtigt und verpflichtet, auf dem Gebiet der 
Mühlenwirtschaft andere Aufgaben zu übernehmen, die ihr 
vom Bundesminister durch Rechtsverordnung oder mit seiner 
Zustimmung von den Obersten Landesbehörden übertragen 
werden.“ 

Begründung: 

Die Durchführung des § 3 des Gesetzentwurfes ist 
nach Artikel 83 des Grundgesetzes Sache der Län- 
der. Die in § 4 des Entwurfs vorgesehene Vermah- 
lungsregelung soll dagegen durch die bundesr 
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unmittelbare Mühlenstelle durchgeführt werden; 
hierbei kann der BELF nach § 5 Absatz 6 Satz 2 
Außenstellen in einzelnen Ländern errichten. Um 
ein Nebeneinander der Außenstelle und der im 
Rahmen des § 3 zuständigen Landesbehörde zu ver- 
meiden, ist in § 5 Absatz 2 Satz 2 vorgesehen, daß 
die Obersten Landesbehörden die Mühlenstelle 
(bzw. ihre Außenstelle) mit der Durchführung der 
Aufgaben des § 3 des Entwurfs beauftragen können. 
Hierbei erscheint es im Gegensatz zu dem Regie- 
rungsentwurf notwendig, die Mühlenstelle (mit Zu- 
stimmung des BELF) zu verpflichten, diese 
Aufgaben zu übernehmen, sofern das Land sie ihr 
übertragen will. In diesem Fall hat die Mühlenstelle 
nach § 5 Absatz 7 (Neufassung) die Verpflichtung, 
die entstehenden Verwaltungskosten aus dem Auf- 
kommen der Vermahlungsabgabe zu decken. 

4. a) § 5 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Mühlenstelle untersteht der Aufsicht des Bundes- 
ministers.“ 

b) Nach § 5 Absatz 5 werden folgende neue Absätze 5 a bis 5 d 
eingefügt: 

„(5 a) Die Mühlenstelle ist verpflichtet, dem Bundesminister 
und seinen Beauftragten jederzeit Auskunft über ihre Tätig- 
keit zu erteilen. Ein gleiches Auskunftsrecht steht auch den 
Obersten Landesbehörden in Bezug auf die Tätigkeit der 
Mühlenstelle im Gebiet ihres Landes zu. 

(5 b) Vertreter des Bundesministers und Vertreter der Ober- 
sten Landesbehörden sind berechtigt, an Sitzungen der Organe 
der Mühlenstelle teilzunehmen. 

(5 c) Maßnahmen der Mühlenstelle sind auf Verlangen des 
Bundesministers aufzuheben, wenn sie gegen gesetzliche Vor- 
schriften verstoßen oder das Öffentliche Wohl verletzen. 

(5 d) Kommt die Mühlenstelle den ihr obliegenden Verpflich- 
tungen nicht nach, so ist der Bundesminister befugt, die Auf- 
gaben durch einen besonderen Beauftragten durchführen zu 
lassen oder selbst durchzuführen.“ 

Begründung: 

Die Mühlenstelle soll bei der Durchführung der 
Vermahlungsregelung als Selbstverwaltungsorgan 
der Wirtschaft tätig werden. Es erscheint daher 
notwendig, diese Sachlage klarer und auch ein- 
gehender zum Ausdruck zu bringen als es in dem 
Regierungsentwurf geschehen ist. Die neu einge- 
fügten Absätze 5 a bis 5 d stellen daher eindeutig 
klar, daß dem BELF gegenüber der Mühlenstelle 
die Gesetzesaufsicht zusteht und umreißen 
seine daraus fließenden Befugnisse, nämlich 

a) das Auskunftsrecht, 

b) das Recht, an den Sitzungen der Organe teil- 
zunehmen, 

c) das Beanstandungs- und Aufhebungsrecht, 

d) das Recht zur Kommissarbestellung und auf 
Ersatzvornahme. 
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Ein regionales Auskunftsrecht ist auch für die 
Obersten Landesbehörden vorgesehen, die des wei- 
teren auch berechtigt sein sollen, an den Sitzungen 
der Organe der Mühlenstelle teilzunehmen. 

5. § 5 Absatz 6 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,, Dabei können in den Ländern im Einvernehmen mit den zu- 
ständigen Obersten Landesbehörden Außenstellen der Mühlen- 
stelle errichtet werden, bei denen ein Beirat aus den beteiligten 
Wirtschaftskreisen zu bilden ist.“ 

Begründung: 

Es erscheint notwendig, die Errichtung von Außen- 
stellen der Mühlenstelle in den einzelnen Ländern 
von der ausdrücklichen Zustimmung des betreffen- 
den Landes abhängig zu machen. Dies muß umso- 
mehr gelten, als der BELF in gewissen Fällen beab- 
sichtigt, für das Gebiet mehrerer Länder nur 
eine Außenstelle zu errichten. Weiterhin sollten 
die Außenstellen einen regionalen Beirat erhalten. 

6. § 5 Absatz 7 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(7) Zur Deckung der den Obersten Landesbehörden und der 
Mühlenstelle bei der Durchführung des Gesetzes entstehenden 
Verwaltungskosten kann die Mühlenstelle . . (weiter wie 
bisher). 

Begründung: 

vergl. die Begründung zu § 5 Absatz 2 Satz 2. 

7. In § 5 wird als neuer Absatz 8 eingefügt: 

„(8) Die Vorschriften in Absätz 1 bis 7 gelten entsprechend 
für andere Verarbeitungsbetriebe, soweit von der in § 4 Ab- 
satz 2 vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch gemacht wird.“ 

Begründung: 

vergl. die Begründung zu § 4 Absatz 2. 

8. a) § 7 Absatz 4 Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. aus sechs Vertretern der Obersten Landesbehörden, die 
der Bundesrat bestimmt,“ 

b) In § 7 Absatz 4 Ziffer 4 ist nach dem Wort „Importhandels“ 
einzufügen: 

„einem Vertreter der landwirtschaftlichen Genossenschaften,“ 
Begründung: 

Bei der Bedeutung, die die Tätigkeit der Einfuhr- 
und Vorratsstelle für die Länder hat, ist es notwen- 
dig, die Anzahl der Ländersitze im Verwaltungsrat 
mindestens auf 6 zu erhöhen und damit auf die 
gleiche Zahl der Sitze der Bundesressorts zu 
bringen. 

Bei der Bedeutung des landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaftswesens erscheint es weiterhin erfor- 
derlich, für diese Organisation einen Verwaltungs- 
ratssitz vorzusehen. 
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9. § 8 Absatz 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Zu diesem Zweck hat sie diejenigen Brotgetreidemengen zu 
übernehmen oder einzulagern, die . . (weiter wie bisher). 

Begründung : 

Die Einfuhr- und Vorratsstelle wird öfters die Vor- 
ratshaltung so durchführen können, daß sie von 
einer Übernahme des Getreides absieht und die Ein- 
lagerung von der Wirtschaft selbst unter Gewäh- 
rung von Einlagerungszuschüssen durchführen 
läßt. Durch die Änderung des Wortlautes wird 
dieser Möglichkeit Rechnung getragen. 

10. In § 8 Absatz 6 kommen die Worte 

. und den Bundesminister für Wirtschaft . . .“ in Fortfall. 

Begründung: 

Der BWM hat einen Sitz im Verwaltungsrat der 
Einfuhr- und Vorratsstelle inne. Es kann unter 
diesen Umständen nicht als erforderlich erachtet 
werden, die Ausfuhrgenehmigungen der Vorrats- 
und Einfuhrstelle außer von der Vorgenehmigung 
des BELF auch noch von einer Vorgenehmigung 
durch den BWM abhängig zu machen. Ausfuhr- 
geschäfte mit Ernährungsgütern kommen zudem 
nur in bescheidenem Umfange in Frage und sind 
in der Regel so. schwierig durchzuführen, daß die 
vorgesehene Einschaltung des BWM eine unnötige 
Komplizierung bedeuten würde. 

11. In § 8 Absatz 7 ist der letzte Halbsatz wie folgt neu zu fassen: 

sofern und soweit es die Marktlage erfordert.“ 

Begründung: 

Die bisherige Fassung erscheint zu eng, da Maß- 
nahmen des BELF nach § 8 Absatz 7 nicht nur zur 
„Sicherstellung der Versorgung“ erforderlich wer- 
den können. 

12. a) § 9 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die Bundesregierung kann auf Vorschlag des Bundes- 
ministers für inländisches Brotgetreide und andere Getreide- 
arten Erzeugerpreise festsetzen. Diese Preise sollen volkswirt- 
schaftlich angemessen sein und den allgemeinen Marktver- 
hältnissen entsprechen.“ 

b) § 9 Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft der Bundesminister kann 
Übernahme- und Abgabepreise für das von der Einfuhr- und 
Vorratsstelle zu übernehmende Brotgetreide und andere Ge- 
treidearten sowie Preise und Preisspannen für den Weiterver- 
kauf festsetzen, soweit dies erforderlich ist, um eine ange- 
messene Preisgestaltung für eingeführtes Brotgetreide sicher- 
zustellen.“ 


Begründung: 

Die Fassungsänderungen erstrecken im Interesse 
einer organischen Marktordnung die Preisvorschrif- 
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ten des § 9 Absatz 1 und 2 auch auf Gerste, Hafer, 
Mais und Buchweizen. 

13. In § 9 wird als neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Rechtsverordnungen, durch die Preise für Getreide oder 
Brot festgesetzt oder freigegeben werden, bedürfen der Zu- 
stimmung des Bundesrates.“ 

Begründung: 

Die Ergänzung gleicht den § 9 dem Entwurf eines 
Preisgesetzes an. 

14. § 10 wird in zwei Absätze mit folgender Fassung zerlegt unter 
gleichzeitiger Einfügung eines neuen Satz 2 in Absatz 1: 

„(1) Der Bundesminister kann bestimmen, daß eine Frachtaus- 
gleichsregelung durchgeführt und zu diesem Zweck eine 
öffentliche Ausgleichsabgabe bis zu einer DM je Tonne ver- 
arbeitetes Getreide erhoben wird. Die Beitreibung erfolgt 
nach den Vorschriften der Reichsabgabeordnung und ihrer 
Durchführungsbestimmungen. 

(2) Aus dem Aufkommen an Frachtausgleichsabgaben können 
nach näherer Bestimmung des Bundesministers Frachtzu- 
schüsse gewährt werden. Für übergebietliche Lieferungen 
kann eine zentrale Frachtausgleichskasse gebildet, für Liefe- 
rungen innerhalb der einzelnen Länder kann bei diesen eine 
Frachtausgleichskasse eingerichtet werden.“ 

Begründung: 

Da sich der Frachtausgleich als reine Marktord- 
nungsmaßnahme darstellt, muß die im Regierungs- 
entwurf vorgesehene Einschaltung des BWM und 
des BVM als unnötig angesehen werden. 

Es bedarf weiter der ausdrücklichen Klarstellung, 
daß die Frachtausgleichsabgaben ebenso wie die 
Vermahlungsabgaben (§ 5 Absatz 7) nach der 
Reichsabgabeordnung beitreibbar sind. 

15. Als neuer § 11 a wird eingefügt: 

„§ 11 a 

Der Bundesminister kann Saatgetreide von den Bestimmungen 
dieses Gesetzes ganz oder teilweise ausnehmen.“ 

Begründung : 

Saatgetreide unterliegt a'n sich der Regelung des 
Gesetzentwurfs, bedarf indessen in verschiedener 
Hinsicht einer Sonderregelung. 

16. In § 13 erhält der Eingangssatz folgende Fassung: 

,,Der Bundesminister kann bestimmen, daß die Vorschriften 
des § 8 entsprechend auf die nachstehend bezeichneten Futter- 
mittel anzuwenden sind, soweit sie aus dem Ausland einge- 
führt oder aus sonstigen Gebieten in das Bundesgebiet ver- 
bracht werden:“ 

Begründung: 

Es erscheint nicht notwendig, für Futtermittel eine 
Anbietungspflicht gegenüber der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle und die übrigen Verpflichtungen des § 3 
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von Gesetzeswegen festzulegen. Es bleibt 
dem BELF Vorbehalten, Futtermittel durch 
besondere Verordnung der Regelung des 
§ 8 zu unterwerfen. 

17. § 13 Ziffer 7 erhält folgende Fassung: 

„7. Mischungen, die aus Futtermitteln der in Ziffer Ibis 6 genann- 
ten Art oder aus Futtergetreide zusammengesetzt sind.“ 

Begründung: 

Es handelt sich um eine rein redaktionelle Ände- 
rung. 

18. § 16 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Mühlen, Schälmühlen, Teigwaren und Stärke herstellende 
Betriebe sowie Mälzereien können verpflichtet werden, ihre 
Verarbeitung und ihre Vorräte an Getreide- und Getreide- 
erzeugnissen (Mahlerzeugnisse, Teigwaren, Stärke und Malz) 
zu melden. Andere Be- und Verarbeitungsbetriebe sowie Han- 
delsbetriebe der Getreide- und Futtermittelwirtschaft können 
verpflichtet werden, ihre Vorräte an Getreide- und Mahl- 
erzeugnissen zu melden.“ 

Begründung: 

Die Neufassung führt zu einer geringfügigen Erwei- 
terung der meldepflichtigen Getreideprodukte, die 
wegen des notwendigen Überblicks über die Markt- 
lage erforderlich erscheint. 

19. In § 16 kommt Absatz 3 Satz 2 in Fortfall. 

Begründung: 

Die Streichung ist erforderlich, weil Absatz 3 Satz 2 
die Vorschrift des Artikels 83 des Grundgesetzes 
wiederholt und daher überflüssig ist. 

20. § 19 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister kann die ihm in diesem Gesetz erteilten 
Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen auf die 
Obersten Landesbehörden mit dem Recht der Weiterübertra- 
gung auf nachgeordnete Behörden übertragen.“ 

Begründung : 

Eine Notwendigkeit, die Delegationsbefugnis 
des BELF vom Einvernehmen des BWM abhängig 
zu machen, kann nicht anerkannt werden. Soweit 
im Rahmen der materiellen Bestimmungen des Ent- 
wurfs die Notwendigkeit zu einer Beteiligung des 
BWM aus allgemein-wirtschaftlichen Gründen be- 
steht, ist dem Rechnung getragen. 

Ebenso wie in anderen Gesetzen sollte weiterhin das 
Recht der Obersten Landesbehörden zur Delegation 
auf nachgeordnete Behörden ausdrücklich klar- 
gestellt werden, da in einer Reihe von Ländern eine 
mehrstufige Ernährungsverwaltung besteht. 

21. § 20 Absatz 1 Ziffer 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 
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1. die Anbietungspflicht nach § 8 Absatz 1 oder die Buch- 
führungspflicht nach § 15 oder die Meldepflicht nach § 16 
verletzt oder einer Auflage nach § 8 Absatz 4 zuwider- 
handelt, 

2. . . (wie bisher). 

Begründung: 

Die Notwendigkeit zu der vorgesehenen Änderung 
ergibt sich aus der Fassungsänderung des § 13, an- 
dererseits erscheint es notwendig, auch das Zu- 
widerhandeln gegen Auflagen unter Strafe zu 
stellen, die die Einfuhr- und Vorratsstelle bei der 
Abgabe von Brotgetreide erteilt hat. 

22. § 21 kommt in Fortfall. 

Begründung: 

Die Streichung dieser Vorschrift erscheint erfor- 
derlich, weil „Zuteilungen** von Getreide, Getreide- 
erzeugnissen und Futtermitteln in dem vorliegen- 
den Gesetzentwurf nicht vorgesehen sind. 

Der Gedanke des Ausschlusses von derartigen Zu- 
teilungen als einer von der Verwaltung verhängten 
Nebenstrafe stammt aus dem früheren Bewirt- 
schaftungsrecht und sollte nicht wieder aufgenom- 
men werden. Hieran ändert auch die Tatsache 
nichts, daß die Einfuhr- und Vorratsstelle das zu- 
nächst in Vorrat genommene Getreide usw. später 
wieder abgibt, also gewissermaßen „zuteilt**; denn 
diese Geschäfte der öffentlichen Hand haben den 
Charakter von Privatrechtsgeschäften. 

23. Als neuer § 21 a wird eingefügt: 

„§ 21 a 

Rechtsverordnungen, die der Bundesminister auf Grund der 
§ 3, § 4, § 5 Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 7 oder § 10 Absatz 2 
Satz 1 erläßt, bedürfen unbeschadet der in Artikel 80 Absatz 2 
des Grundgesetzes getroffenen Regelung der Zustimmung des 
Bundesrates.“ 

Begründung : 

Bei den besonderen Bedingungen, denen eine Ge- 
treidemarktordnung unterliegt, muß das Getreide- 
gesetz zwangsläufig in mehrfacher Hinsicht Er- 
mächtigungen an den BELF enthalten. Bei der er- 
heblichen materiellen Bedeutung der auf Grund 
dieser Ermächtigungen zu erlassenden Durchfüh- 
rungsbestimmungen für die Getreidewirtschaft der 
Länder ist es notwendig, den Erlaß dieser Durch- 
führungsvorschriften an die Zustimmung des Bun- 
desrats zu binden. 

24. In § 22 Absatz 1 kommen die Worte: 

„ . . . und am 30. Juni 1952 außer Kraft** 
in Fortfall. 
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Begründung: 

Mit Rücksicht auf den voraussichtlichen Wegfall 
der Marshallplanhilfe im Jahre 1952 ist es not- 
wendig, das Gesetz ohne zeitliche Befristung zu er- 
lassen. Dies muß umsomehr gelten, als die große 
Bedeutung des Gesetzes sich gerade nach Auslaufen 
des Mashallplanes in besonders starkem Maße er- 
weisen könnte. 

25. § 22 Absatz 2 Ziffer 5 erhält folgenden Wortlaut: 

„5. die Verordnung zur Sicherstellung des Brotgetreidebedarfs 
vom 5. Februar 1945 (RGBL I S. 22)/‘. 

Die bisherigen Ziffern 5 bis 8 werden nunmehr Ziffern 6 bis 9. 

Begründung: 

Es handelt sich um eine Ergänzung redaktioneller 
Art. 
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